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Stadtluft macht frei! Dieser geradezu revolu-
tionären, innovativ wirkenden Idee des hohen Mit-
telalters verdankt der oberdeutsche Raum eine
Fülle von Stadtgründungen im hohen Mittelalter.
Ohne die Freiheit ihrer Bürger hätte sich die mittel-
alterliche Stadtwirtschaft kaum zur Blüte ent-
wickelt. Auch das Gesicht des heutigen Biberacher
Stadtkerns ist geprägt von dieser epochemachen-
den Idee der städtischen Freiheit. Eng wohnen,
weit denken! Das war die Devise mittelalterlichen
Stadtlebens. Deswegen war es nur folgerichtig, daß
sich in der Enge der mittelalterlichen Stadt Raum
fand für Menschen, deren religiöse Bräuche und
kulturelle Traditionen sich am Rande der christli-
chen Kultur bewegten.

Fremde gehörten seit dem Ende des 13. bis zum
Ende des 16. Jahrhunderts immer wieder für kür-
zere oder längere Zeit auch in der Reichsstadt Bi-
berach zum gewohnten Erscheinungsbild städti-
schen Lebens. Es handelte sich um Juden. Für die
aufstrebende Stadt bedeutete das Recht des Juden-
schutzes ein wichtiges Privileg, das 1348 von Kaiser
Karl IV.erworben und 1401 durch König Ruprecht
bestätigt wurde, und zwar, als in der Zeit des
"Schwarzen Todes" (1348-1350) die jüdische Be-
völkerung in der Nachbarschaft grausam verfolgt
wurde. Von der Pflicht befreit, die Steuern der städ-
tischen Juden an die königliche Kammer abzulie-
fern, schätzte die mittelalterliche Stadt ihre Juden
als Finanziers der städtischen Wirtschaft.

Kurz bevor der Reichsstadt Biberach die Ravens-
burger Zunftverfassung verliehen wurde, erteilte
ihr Kaiser Karl IV.am 14. Oktober 1373 das Recht,
Steuer-, Zoll- und Judenschutz-Gelder zur Verstär-
kung ihrer Stadtbefestigung zu verwenden. Am
Ende des 16. Jahrhunderts bricht die Geschichte
des städtischen Judentums in der Reichsstadt Bi-
berach abrupt ab. Es war eine Zeit, in der die städti-
sche Wirtschaft zu stagnieren begonnen hatte, in
der die Zünfte in engstirnigem Denken verharrten,
auf bloße Wahrung des Besitzstandes ihrer Mitglie-
der aufs strengste bedacht. Längst hatten sich ei-
nige christliche Bürger vom kirchlichen Zinsverbot
losgesagt, das Juden einst in die Rolle des Geldge-
bers gezwungen hatte. Jüdische Händler und Ban-
kiers waren zu Konkurrenten geworden, die ins
niedere Pfandleihgeschäft abgedrängt, von den
Städten ausgewiesen, Unterschlupf in der Regel
nur in den umliegenden Adelsherrschaften fanden.
Auf diese Weise entstand das Landjudentum. Für
Jahrhunderte wurden nun Landjuden im ober-
schwäbischen Raum zu einer alltäglichen Erschei-
nung. Aus einer Reihe unterschiedlicher Gründe
brachen die Beziehungen des Landjudentums zur
Stadt jedoch nie völlig ab. Verschiedene Archiva-

lien des Stadtarchivs Biberach. in erster Linie die
Protokolle des Rates, bezeugen dies. Auf diese
Weise können die Beziehungen zwischen Biberach
und dem Landjudentum in den umliegenden Ort-
schaften bis zum Ende der Reichsstadtzeit und teil-
weise darüber hinaus verfolgt werden.

Ein Beschluß des Kleinen und Großen Rates
markierte 1541 den Beginn der judenfeindlichen
Politik der Reichsstadt Biberach. Er lautete: "Auß
bewegenden Ursachen, und unserer Bürgerschaft
zur wohlfarth. fürstand und guten, haben wir der
kleine und Groß Rath, einhelliglieh gesetzt und ge-
ordnet, daß füro gänzlich niemand mehr allhier,
weder bürger noch beywohner Frauen oder Manns
Personen von keinem juden weder für sich selbst,
noch jemands anderen, von ihret wegen, nichtig
entlohnen. kein pfand versezen oder einig gewerb
oder handthierung auff borg oder wucher mit ihren
pflegern, auch keinem weder um schulden, oder
anderer sachen. einige brieft oder schuldverschrei-
bung geben, oder zu stellen sollen und wollen; Ob
sich aber füge, daß hinfüro unser bürger oder
beywohner, Mann oder Frauen mit einichen Juden
oder Jüdinnen, und hinwiederum sie mit ihnen,
ein kauff, tausch oder wechselweiß. handlen. wer-
ben oder contractieren würden, soll doch dasselbe
nit anders, denn mit baarem Geld, oder paarer
waar, sogleich in Fußstapfen, oder zum wenigsten
desselben tags, dagegen dem Juden gewißlich gege-
ben, niederlegt, und allhier auf sein ganz red, ohne
alle weitere anhang worth oder borg bezahlt und
niederlegt werden. Welcher aber solches nicht
halte, und deme zu wider handle, die selbigen sol-
len ihr bürgerrecht oder beywohnung anmit ver-
würkt und verlohren haben, auch ihnen und ihrem
weib und kindem. die Stadt biß auf ferner begnadi-
gung verbotten sein. Decretum in senato. freytags
nach Othmari 1541."1

Zwei Jahre später traf dieses Verdikt ein Mitglied
des Biberacher Patriziats selbst. Florian Klock verlor
sein Bürgerrecht und sein Haus am Marktplatz, das
Advokatenhaus. seiner Schulden bei einem He-
chinger Juden wegen. Auch die Statuten des Spitals
untersagten 1554 den Untertanen in den Spitaldör-
fern jegliches Handeln mit Juden.?

Auf dem Augsburger Reichstag 1559 erwirkte
Gottschalk Klock. der Sohn jenes einst ausgewiese-
nen Patriziers, ein Privileg gegen die Juden seiner
Stadt, das besagte, "daß nemblich nit allein die wu-
eherliehen. sondern andere Contract waß namens
sie immer haben mit Juden oder Jüdinnen und ob-
gemelten alhiesigen Bürgern und Hindersassen
ganz crafftlos seyen". Weder vor kaiserlichen noch
anderen Hof- oder Landgerichten durften Juden
dagegen klagen.> 1567 wurde ein Hafner samt
Familie der Stadt verwiesen, weil er bei Juden auf
Borg gekauft hatte.'
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Eine neue Zeit war angebrochen: die Reforma-
tionszeit. Luthers Idee von der Freiheit eines Chri-
stenmenschen hatte zur Verbesserung der Lage der
Juden wenig beigetragen. Manches deutet darauf
hin, daß Juden in den hochpolitischen Streitigkei-
ten zwischen dem katholischen Landadel und der
weitgehend protestantisch gewordenen Stadt als
Mittel der Auseinandersetzung zu fungieren hat-
ten. In einem .kathoüsch-habsburgischen Boll-
werk" vor den Toren der Stadt Biberach.> der öster-
reichischen Lehensherrschaft Warthausen der
Schad von Mittelbiberach. hatte um 1550 Hans
Philipp Schad den Juden Hayum in seinen Schutz
aufgenommen. Nach einem Rechtsstreit mit der
Schadsehen Schutzherrschaft fand Hayum Auf-
nahme im Spitaldorf Baltringeri.s l S'Zel, zehn Jahre,
nachdem der Rat die Pfarrechte des Klosters Eber-
bach. dem bis dahin noch verbliebenen Fundament
der katholischen Kirche in der Reichsstadt, erwor-
ben hatte, lieh die Pflege der Eberbachsehen Pfarr-
und Pflegegüter dem Juden Hayum die enorme
Summe von 500 fl. gegen Silbergeschirr als Unter-
pfand.?

Es war der nach der Kirchenreform erstmals wie-
der als evangelischer Bürgermeister amtierende
Gottschalk Klock, der 1589 die endgültige Auswei-
sung aller Juden aus Biberacher Territorien betrieb.
Dieses Ereignis ist bereits beschrieben.! Die letzten
hier in der Reichsstadt möglicherweise in der Nähe
des Kappenzipfels wohnenden Juden und Jüdin-
nen mußten im Dezember dieses Jahres endgültig
die Stadt verlassen. In den Ratsprotokollen heißt es
dazu am 16. Dezember 1589, daß ihre bewegliche
Habe durch die Spitaltagwerker nach Baltringen
geführt werden solle. Falls die Juden nicht freiwil-
lig gingen, sollten sie durch die Stadtknechte hin-
ausgeführt werden. 1590 erhielt der Ammann von
Baltringen die Anweisung, die Juden endgültig von
städtischem Gebiet zu vertreiben." Das 1570 er-
baute Baltringer Judenhaus ist seit 1594 im Besitz
eines Hans Zieher.w Weiter heißt es nun: "Wegen
der Juden, so ungerechtfertiget herein in die Stadt
gehen, sollen wie von alters her Inen die Knecht
oder Judenfierer zu geben und Ine von Jedem Ju-
den solle sonders 1 Kreuzer (kr.) geben werden."!'
Juden durften sich also nunmehr ohne Begleitung,
für die sie stündlich 12 bezahlen mußten, in der
Stadt nicht mehr aufhalten. Damit ging eine na-
hezu dreihundert jährige Tradition des städtischen
Judentums in der Freien Reichsstadt Biberach zu
Ende. Mit dieser Ausweisung verstummen jedoch
die Quellen nicht. Die Stadt blieb Anziehungspunkt
für die Landjuden. Hinter ihren Mauern fanden sie
Schutz in kritischen Zeiten, wenn auch häufig nur
vorübergehend. Bei den städtischen Rechtsgelehr-
ten suchten sie Beistand und vor den Gerichten der
Stadt ihr Recht oder wurden geladen, falls ein Bür-
ger eine Klage gegen sie erhob.

So klagte am 19. Juli 1599 Paul Schuhmacher,
vertreten durch Junker Christoph Pflummern. ge-
gen den Juden Samuel von Burhau. vertreten
durch seinen Anwalt Jacob Schneider, vor dem
Stadtgericht. Schuhmacher hatte dem Juden ein
Pferd gegen 10 Batzen Reitgeld geliehen. Samuel
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hatte das Pferd erst 30 Tage später so übel zugerich-
tet zurückgegeben, daß es fünf Wochen lang ärzt-
lich behandelt werden mußte, was Kosten von 6
Gulden (fl.) verursachte, die nun ersetzt werden
sollten.'> Ohne Vorwissen des Rats hatte Samuel
mit seiner Familie im Haus des Herrn Jerg Scher-
rich dem Priester und seines Tochtermanns Rollin
Unterkunft gefunden. Rollin hatte einen Taler
Strafe zu entrichten. Weiter heißt es: "Weil für-
khumbt. daß Diepolt Schopper die Juden aufent-
halte. Ist zu Ime geschickht, solches abzustellen
unndt die Juden wegzuschaffen bey vermeidung
eines Raths straf."!" Samuel Jud hatte die Stadt zu
verlassen. Er durfte auch nicht als Gast die Stadt be-
treten und sein Anwalt, der seinen Rechtsstreit vor
dem Stadtgericht vertrat, durfte seine Angelegen-
heit nicht weiter verfolgen. Dafür sei die Stadt
Buchau mit ihren Anwälten zuständig.'>

In den folgenden Jahren 1601 und 1602 nennen
die Protokolle des Stadtgerichts einen christlichen
Buchauer Judenboten. welcher für Juden auch am
geheiligten Sabbath Aufträge ausführen konnte.!«
1605 werden in diesen Protokollen ein Lang Jud
und ein Schmuel Jud genannt."

Vor allem nach dem Dreißigjährigen Krieg, der
das Land zerstört und die ländliche Bevölkerung
Oberschwabens in einem ungeheuren Ausmaße
dezimiert hatte, baten Juden wieder um Aufnahme
in Biberach. 1654 wollten Joßlin Jud und ein wei-
terer Jude auf ihr Wohlverhalten und gegen eine
gewisse Gebühr in Baltringen so lange aufgenom-
men werden, bis sie in Mittelbiberach unterkom-
men könnten. Dies wurde abgeschlagen." Wenig
später bat Joseph Hänlin Jud aus Orsenhausen, sei-
nem Sohn auf der Bleiche in Biberach so lange den
Unterschlupf zu gewähren, bis er in Mittelbiberach
eine Behausung bauen könne, was ihm der Rat für
die Dauer von zwei Wochen lang gewährte.'?

Die beginnende Verarmung der ländlichen
Schutzjuden erwies sich bald für die Schutzherr-
schaften selbst als ernsthaftes Problem. Die Siche-
rung ihrer Lebensexistenz nötigte die Juden zu ei-
nem überregionalen Hausier- und Schacherhandel.
Dabei wirkte die fortgeschrittene Territorialisierung
des oberschwäbischen Raumes geradezu wie ein
Hemmschuh. Eine Stadt wie Biberach mit ihrem
zersplitterten, aber ausgedehnten Territorialbesitz
behinderte die Handelsreisen der Judenschaft und
schmälerte damit ihre Erwerbsmöglichkeiten er-
heblich. 1655 beantragten die Fürstäbtissin des Stif-
tes Buchau. Maria Francisca Gräfin von Montfort,
und der Rat der Reichsstadt Buchau, "die bei ihnen
befindlichen Juden ohne Auflag des Batzens passie-
ren zu lassen". Der Biberacher Rat entschuldigte
sich, "daß man nach dem Exempel anderer Reichs-
stätten zu deren Abtreibung dergleichen Mittel er-
greifen müsse". Sonst solle jeder Jude oder Jüdin
gleich welchen Alters vierteljährlich 45 kr. oder ei-
nen Dukaten zahlen, worauf sie nur mittwochs die
Stadt betreten dürften.>

Gleichzeitig stellte eine Stadt wie Biberach einen
Verkehrsknotenpunkt dar, der nur schwer zu um-
gehen war Die wichtigsten, zumindest aber die si-
chersten Straßen führten über städtisches Gebiet.



In allen möglichen Lebenssituationen bereitete dies
den Juden nicht geringe Schwierigkeiten. So mel-
deten 1657 der Grabentorwart und der Riedmüller
folgenden Vorfall, welcher dies auf eindrucksvolle
Weise zu veranschaulichen vermag, Ein Jude, mit
einer ganzen Reisegesellschaft auf der Rückkehr
von einer Hochzeitsfeier in der Judengemeinde
Aulendorf. war eines Sonntagabends vorausgeeilt
und bat, das Tor für die nachfolgenden Juden noch
offen zu halten. Als diese anlangten, fanden sie den
besagten Juden tot vor dem Tor liegen. Hastig luden
sie die Leiche auf ihren Wagen, um sie nach Mittel-
biberach zum Begräbnis zu führen. Ein solches Vor-
gehen stellte nach den damals üblichen Rechtsvor-
schriften einen gewaltigen Verstoß gegen die städti-
sche Territorialhoheit dar. Zwei der Juden, die noch
in der Stadt angetroffen wurden, wurden festge-
nommen und zu 60 Reichstaler Strafe verurteilt.
Sogleich verschärfte der Rat die Bestimmungen. Da
Juden vor allem die christlichen Sonn- und Feier-
tage nutzten, um in der Stadt zu handeln, sollte
dies in Zukunft bei Strafe von 2 fl. für Juden und
1 fl. für Bürger verboten sein.>'
Als im Jahre 1633 dem Isaac Juden von Grunds-

heim ein Kind starb, stellte Johann Conradt
Schlump als Vormann des Vogts von Grundsheim
ein schriftliches Ansuchen an den Rat, die Leiche
des Kindes gebührenfrei über Biberscher Territo-
rium zu .dero gewonlichen begräbnus zue Mittel-
biberach" führen zu dürfen. Trotz der offensichtli-
chen Armut des Juden wurde das aber nur gegen
eine Gebühr von 4 Reichstalern erlaubt.>

Die nachbarschaftliehe Nähe in dieser territorial
so zersplitterten Landschaft mußte die Reichsstadt
selbst sehr schnell in die Streitigkeiten zwischen
Landjuden und ihren adeligen Schutzherrschaften
verwickeln, obwohl sich der Rat sichtlich um eine
distanziertere Neutralität bemühte. Ein Beispiel
dafür ist der Streit, der sich 1662/63 zwischen dem
Freiherrn von Mittelbiberach und seinem Schutz-
juden Benedikt Henlin zutrug, weswegen der Jude
in Oberstadion Zuflucht gesucht hatte. Da der Frei-
herr den Juden nicht in seine Gewalt bekommen
konnte, bestellte er bei einem Biberacher Hand-
werker ein Blechschild mit der Aufschrift: .Bene-
dikt Henle, Jud, ein überwiesener und ausgerisse-
ner Schelm und Dieb". Der vom Freiherrn beauf-
tragte Notar Johann Handtmann wies den Biber-
acher Henker an, dieses Schild am Mittelbiberacher
Galgen anzubringen. Dies wurde dem Amtsbürger-
meister von Pflumrnern zugetragen. Der Rat verbat
sich diesen Eingriff des Nachbarn in die städtische
Rechtshoheit und untersagte dem Henker, diesen
Auftrag auszuführen. Benedikt Henle erwirkte in
seinem Streitfall ein Verfahren gegen den Freiherrn
vor dem Hofgericht zu Rottweil und erhielt einen
Celeitsbnef, welcher auch von der Stadt Biberach
anerkannt werden mußte. Damit tauchten neue
Schwierigkeiten auf. Ein Biberacher Bürger klagte
den Juden an, er habe Gegenstände, die ihm ge-
stohlen worden seien, auf- und weiterverkauft und
weigere sich, Entschädigung zu zahlen, worauf es
dem Rat gelang, eine gütliche Einigung herbeizu-
führen, denen beide Parteien zustimmen konnten.

Die Stimmung in der Stadt war nun aufgeheizt.
Benedikt Henlin war zum Stadtgespräch geworden.
Wer auch immer, sei es beruflich, wie Notar Johann
Handtmann, oder als Untertan, wie ein Reitknecht
aus Mittelbiberach. mit dem Freiherrn in Bezie-
hung stand, geriet mit dem streitbaren Juden und
seiner Frau in Konflikt. Es ist leicht vorzustellen,
wie sich die Beteiligten zufällig im Gasthaus zum
Roten Ochsen in Biberach trafen, wie man
zunächst freundlich über den aktuellen Stand der
Rechtsstreitigkeit des' Juden redete, wie der Jude
und seine Frau sich ob des ihnen angetanen Un-
rechts in Hitze redeten und den Freiherrn öffent-
lich beleidigten. Gewiß würde es der Freiherr übel-
nehmen, wenn er erfahren würde, wie sein Rechts-
beistand und einer seiner Untertanen die beleidi-
genden Äußerungen des Juden gegen seine Person
angesicht eines schwebenden Gerichtsverfahrens
in aller Öffentlichkeit widerspruchslos hinnähmen.
Bald kam es zu gegenseitigen Beleidigungen und
Schmähungen und der Rat der Stadt wurde ange-
rufen. Dieser wollte sich aber nicht in diesen Streit
einmischen und begnügte sich mit Ermahnungen.

Seit 1649 fungierte der Evangelische Rat in der
paritätisch regierten Stadt als geistliche Obrigkeit
und höchste Aufsichtsinstanz in Fragen lutheri-
scher Rechtgläubigkeit für die evangelische Bevöl-
kerungsmehrheit Biberachs. Sollte der Rat in ir-
gendeinem Zusammenhang von einer Gottesläste-
rei oder einer Abweichung von der reinen Lehre
Kenntnis erhalten, so war er zum Handeln ver-
pflichtet.> Genau das geschah nun im Zusammen-
hang mit der Affäre des Benedikt Juden. Hans App.
ein Biberacher Handwerker, der im Haus des Bene-
dikt Henle zu tun hatte, wurde vorgeladen und be-
richtete, wie er mit dem Juden über Glaubensdinge
disputiert habe. Der Jude habe eine Bibel verlangt
und geäußert, das Alte Testament sei gut, aber das
Neue sei verlogen. Christus sei zwar ein Prophet
gewesen, weil er aber zu hoffärtig gewesen sei und
sich als Gottes Sohn ausgegeben habe, sei er ge-
kreuzigt worden. Nun konnte der Rat nicht umhin,
seine Neutralität aufzugeben. Benedikt wurde bei
seinem nächsten Besuch in der Stadt im August
1663 in den Turm gelegt, wo er so lange zu bleiben
hatte, bis er den Judeneid geleistet und eine Strafe
von 6 Talern bezahlt hatte, die später allerdings auf
4 Taler ermäßigt wurde. Wenig später wurde der
junge Bartholomä Wohlhüter in den Turm gelegt,
weil er dem Benedikt Henlin Juden 13 fl. aus ei-
nem Unterpfand schuldig geblieben war.>

Hauptgrund für die Anziehungskraft der Stadt
für das Landjudentum war natürlich die städtische
Marktfreiheit. Wiederholt begehrten die Mitglieder
der Biberacher Krämerzunft und der Schmiedzunft
den Hausierhandel der Juden und anderer frem-
den, besonders der meißner, welschen und franzö-
sischen Krämer in der Stadt und in den städtischen
Territorien zu verbieten.> Aber so wie Bürger sich
immer wieder der Pfandleihgeschäfte der Juden be-
dienten, so nutzten sie auch die Chance, aus dem
Handel mit ihnen Vorteile zu ziehen.

Ihre Speisevorschriften untersagten den Juden
den Genuß des hinteren Viertels eines geschlachte-
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ten Tieres.> Der Verkauf clieses Fleisches in der be-
völkerungsreichen Stadt bot sich deshalb an. Nicht
ohne Probleme allerdings, denn in kaum einem
Gewerbe war die städtische Aufsicht so streng gere-
gelt wie im Nahrungsgewerbe. 1658 kaufte Conrad
Pfest 60 Pfund Fleisch, das ihm der Benedikt Jude
in Mittelbiberach angeboten hatte." Seine Beteue-
rungen, er habe vom Verbot des Fleischkaufs bei
Juden nichts gewußt, wirkten deshalb recht un-
glaubwürdig. Auch 1661 mußten die Torwächter
zu verschärfter Aufsicht angehalten werden, weil
Juden immer wieder Wein und Fleisch in die Stadt
brachten.es Außer an Jahr- und Wochenmärkten,
die naturgemäß schärfer beaufsichtigt waren, durf-
ten Juden die Stadt nicht mehr aufsuchen, sonst
drohte ihnen eine Turmstrafe.> Eifersüchtig achte-
ten die Zünfte darauf, daß niemandem aus dem
Handel mit Juden ein Vorteil erwuchs. So klagen
1667 die Kupferschmiede von Überlingen einen
Mittelbiberacher Juden an, weil er bei Christoph
Lay in Biberach Kupfer verwahrt habe. Der Kupfer-
handel sei Juden aber verboten. Ein eingeholtes
Rechtsgutachten bescheinigte aber, daß den Juden
zwar die Ausübung des Handwerks eines Kupfer-
schmieds untersagt sei, nicht aber der Handel mit die-
sem Metall. Nur der Wucher damit sei verboten. 3D

In einer Zeit, in der eine Unmenge von Geld-
stücken im Umlauf war, die einen zu geringen
Edelmetallanteil aufwiesen, nutzte mancher den
Handel mit Juden, um diese "bösen Pfennige" wie-
der loszuwerden. Hirschlin Jud von Mittelbiberach
klagte deshalb gegen Hans Fr. Gutermann wegen
eines Tausches von Veltliner Wein gegen "böse
Pfennige" Der Rat erwirkte einen Vergleich, zwang
den Juden aber, die minderwertigen Münzen wie-
der an jenen Ort bei Frankfurt zu bringen, von wo-
her sie ursprünglich gekommen waren.>' 1668
klagte der Jude Wolf zu Mittelbiberach gegen einen
Bauernknecht aus Ingoldingen, Hans Mayer aus
Tiefenbach. der ihn auf dem Biberacher Marktplatz
vom Roß riß, ihn mit einem Degen bedrohte und
Würfel verlangte. Nur mit Mühe entkam der Jude
in des Fr. Guthermanns Haus, während sein Pferd
ausriß. Der Bauernknecht hatte als Störer des
Marktfriedens Strafe zu zahlen.?

Von besonderer Wichtigkeit für die Landjuden-
gemeinden war der städtische Roß- und
Viehmarkt. Vielfach machten die umliegenden
Adelsherrschaften die Schutzaufnahme der Juden
von der Verpflichtung der Juden abhängig, die
Herrschaft mit Reitpferden zu versorgen und vor
allem die alten Gäule möglichst teuer abzunehmen,
um sie auf den Märkten Ioszuschlagen.»

Biberach mit seinen Märkten war deshalb belieb-
tes Ziel der Juden. Daß der Roßhandel unter diesen
Umständen kein einfaches Geschäft war, kommt in
einem Protokoll zum Ausdruck, das aufgrund eines
Hilfegesuchs des alten Bartolomäus Wohlhüter im
Jahre 1668 aufgesetzt wurde. Er bat um die Erlaub-
nis, in Begleitung des Stattammanns und Anwalts
Lay nach Ochsenhausen reiten zu dürfen. Was war
geschehen? Der Jude Isaac Schwab von Thingen
hatte acht Pferde erstanden. Von Babenhausen. wo
er übernachtet hatte, ritt er nach Keilmünz. wo der
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Beamte des Grafen Rechberg zu Illereichen Zoll in
Höhe von 1 fl. 15 kr. für die Durchführung der
Pferde von ihm verlangte, falls er diese nicht dem
Grafen selbst anbiete. Man ritt nach Illereichen
zurück, wo sich herausstellte, daß der Graf clie
Pferde nicht zu dem geforderten Preis haben
wollte. Ungehindert zog der Jude deshalb weiter bis
Ochsenhausen. von wo er, eingeholt von den Rei-
tern des Grafen, wegen eines Zollvergehens mit
Gewalt wieder nach Illereichen zurückgebracht
werden sollte. Daraufhin legte ihn die Klosterherr-
schaft in Ochsenhausen in Arrest, aus der er nun
an Bartolomäus Wohlhüter schrieb und um
Rechtsbeistand bat. Verfolgt von fünf Berittenen
des Grafen von Illereichen gelangte der Jude dar-
aufhin in einem stattlichen Konvoi mit 20 Reitern
und 40 Mann Fußvolk über Ummendorf nach Bi-
berach. Die gräflichen Becliensteten logierten im
Gasthaus zum Goldenen Kreuz, nachdem sie den
Einlasser nach dem Verbleib des Juden befragt hat-
ten. Den Bärenwirt. bei dem Isaac Schwab unterge-
bracht wurde, ermahnten sie, den Juden nicht hin-
auszulassen. Offiziell ersuchten sie den Rat, den Ju-
den zu artestieren. was man aber nicht für nötig
hielt, da der Jude selbst Biberach keineswegs ver-
lassen wollte. Allerdings sollte dieser wegen der
möglichen Ungelegenheiten, welche die Stadt sei-
netwegen haben könnte, eine Kaution hinterlegen.
Ein langwieriger Prozeß folgte, dessen Ausgang im
einzelnen nicht bekannt ist. Entscheidend war
aber, daß die Stadt Biberach den Juden verbot, die
Stadt mit Rössern oder Vieh zu passieren.>

Unzufriedenheit des Barons von Mittelbiberach
mit dem Roßhandel seines Schutzjuden Wolf Levi-
ter brachte 1669 neues Ungemach. Wolf Leviter
hatte dem Baron ein Pferd für 4 Taler teurer ver-
kauft, als er es in Kempten erstanden hatte. Um ei-
ner Strafe zu entgehen, floh der Jude mit Weib und
Kindern ins nahe Biberach. Der Baron, der seine
Auslieferung forderte, drohte dem Juden mit dem
Entzug des Schutzes und des von der Herrschaft er-
stellten Hauses in Mittelbiberach. Im folgenden
Jahr tat der Baron alle Juden zu Mittelbiberach und
anderswo in den Bann. Anlaß war ein unrechtes
Geschäft des Rot Juden um eine Zinnschale. Der
Baron kündigte an, er wolle aller Juden entledigt
sein. Wolf Leviter, der inzwischen in Aulendorf
eine neue Schutzherrschaft gefunden hatte,
Hirschlin Jud zu Mittelbiberach und der Rabbi Da-
vid Salomon von Alberweiler erhoben beim Rat in
Biberach zusammen mit dem dort arrestierten Rot
Juden Klage. Rot Jud wurde freigelassen. Das abso-
lute Handelsverbot für Juden in der Stadt wurde
aber bestätigt."

Für die Landjudenschaft bedeutete dies eine
ganz empfindliche Einschränkung, waren sie doch
für die Sicherung ihres Lebensunterhalts wie kaum
ein anderer Landbewohner von der Stadt abhängig.
Die Stadt war nicht nur Absatzmarkt für sie, son-
dern auch ein wichtiges Versorgungszentrum. Aber
nicht nur wirtschaftliche Gründe waren dafür
maßgebend, auch religiöse. Nur in der Stadt konn-
ten sie ihre Handelsware, z. B. Tuche oder Felle, er-
werben, und nur von hier bezogen sie das lebens-



notwendige Salz.36 Auch Kerzen, deren Erwerb ih-
nen aus religiösen Gründen in mancher Herrschaft
verboten war, wollten sie hier einkaufen." Dazu
waren sie auch willens, vor den Toren der Stadt
und nicht in der Stadt selbst zu kaufen. Doch der
Rat blieb hart.v Auch ein Antrag des Grafen von
Königsegg, des Schutzherren der Aulendorfer Ju-
den, wenigstens Wolf Leviter und David Salomon
von Mittelbiberach zum Handel in Biberach zuzu-
lassen, wurde abgeschlagen. Die Aulendorfer und
Mittelbiberacher Juden baten um Einlaß auf den
Markt. Sie versprachen weder mit Bürgern zu han-
deln noch zu schachern." Zugelassen wurde ledig-
lich Löw Jud, Leibarzt aus Fürth bei Nürnberg, der
aufgrund eines Privilegs von 1664 eine Praxis in
den kaiserlichen Erblanden führen durfte. Er war
berechtigt, Medikamente zu verabreichen, wie z. B.
Magen- und Brustwasser gegen Nieren-. Milz-,
Lungen- und sonstige Suchten. Er durfte acht Tage
in Biberach tätig sein, hatte sich aber der Barbiere-
rei sowie Arznei- und Schnittkuren zu enthalten.w
Schließlich erbot sich Hirschlin Jud, den "bösen
Fuß" des Bürgermeisters Gaupp durch einen Augs-
burger Juden kurieren zu lassen. Dies wurde er-
laubt. Nach erfolgreicher Heilung des Fußes bat
Hirschlin um Einlaß an ein oder zwei Tagen in der
woche.v

Die strikte Ausschließung der Juden durch den
Biberacher Rat brachte einen nicht geringen Teil
der Stadtbevölkerung in beträchtliche Bedrängnis.
Verschiedene Weißgerber, Kürschner, Hutmacher
und Meselan -Weber beantragten die Wiederzulas-
sung der Juden. Sie begründeten dies folgender-
maßen: Da es den Bürgern verboten sei, den Juden
zu Mittelbiberach Pfänder zu versetzen, bei ihnen
Geld zu entlehnen, etwas zu kaufen oder ihnen zu
verkaufen, würden die Juden auch bei ihnen nichts
kaufen. Wenn sie nun den Juden ihre Waren
außerhalb Biberachs anbieten müßten, hätten die
Bürger die Waren zu den Bedingungen der Juden
abzugeben.s-

Die Reaktion des Rates bestand einzig in dem
Beschluß, sich an alle Orte ohne Juden zu wenden,
um zu erfahren, welche Möglichkeit es gäbe, Juden
gänzlich abzuschaffen. Die Salmarmsweiler Herr-
schaft antwortete, man befürworte die Abschaf-
fung der Juden, die besonders bei der Ritterschaft
hofiert würden. Man könne aber nur auf die
höhere Gewalt, z. B. eines Reichstags, warten.s"

Treffpunkt von Bürgern und Juden aus MitteIbi-
berach war wohl die nahe Staigmühle. 1672 be-
klagte sich deshalb Christof Lay, seinem Staigmül-
ler drohe der Verlust des Zunft- und Bürgerrechts,
wenn der Rote Jud oder David Salomon von Mit-
telbiberach weiterhin in die Mühle komme.s- Wer
konnte, schloß seine Geschäfte in Mittelbiberach
ab, wie Christof Lay selbst und Hans Fr. Guter-
marin. die von zwei "Hebräern", Gideon Bollig und
Benjamin Nathan aus Venedig, wegen Nichteinhal-
tung eines Lieferungsvertrages von 200 000 Nadeln
vor Rat verklagt wurden. Man beantragte einen
Vergleich." Den Biberacher Bürgern blieb aber das
Handeln mit Juden verboten. An eine Abschaffung
der Juden in der näheren Umgebung Biberachs war

nicht zu denken. Hirschlin Jud hatte in Mittelbiber-
ach auf Lebenszeit Wohnrecht. Aber wenigstens
reisende Juden wurden nun an Toren und auf der
Bleiche zugelassen.w

Vielleicht war es die Folge eines neuen Freiheits-
begriffes, ein erster zarter Anklang der Ideen der
Aufklärung und ihrer auf rationalistische Staats-
führung und Steuerverwaltung gerichteten Wirt-
schaftsordnung, die bewirkte, daß nun in Biberach
beinahe hundert Jahre lang in den Handbüchern
und Rekordanzen-? der Stadtrechnerei regelmäßig
die Einnahmen aus dem sogenannten Judenzoll
verzeichnet werden, erstmals 1709110. Das Einlaß-
geld betrug pro Kopf 30 kr. in der Stunde. 1741 er-
folgte eine Reduzierung auf 15 kr. Pro Rechnungs-
jahr 1746/47 betrugen die Einnahmen aus dem Ju-
denzoll ca. 50 fl.. was rechnerisch einer Aufent-
haltsdauer von ca. 200 Stunden entspricht. Seit
1762 entrichtete die Judengemeinde Buchau den
Judenzoll pauschal mit 20 fl. jährlich. Zwei Jahre
später folgte die Laupheimer Judengemeinde mit
jährlich 30 fl. bzw. seit 1765/66 mit 36 fl. Bei der
Neuordnung der Steuerverhältnisse der Reichs-
stadt im Jahre 1765/66 setzte man auch den Ju-
denzoll neu fest, und zwar auf 1 fl. pro Tag. Die
Pauschalzahlungen der Judengemeinden hätten
sich nicht bewährt, weil sich Juden aus anderen
Gemeinden unter dem Deckmantel, Buchauer oder
Laupheimer zu sein, eingeschlichen hätten.

Aus welchen Orten kamen nun Juden nach Bi-
berach? Im Rechnungsjahr 1746/47 hielten sich
Buchauer Juden am häufigsten und längsten in der
Stadt auf. Es folgen Juden aus lehenhausen. die
zwar nur zweimal im Jahr nach Biberachkamen.
sich aber entsprechend lange aufhielten. Dann fol-
gen Laupheimer Juden. Einzelne Juden kamen aus
Augsburg. Illerelehen. Heilbronn. Hechingen,
Mühringen und Fellheim. 1762/63 und im folgen-
den Jahr wurde auch ein Jonas Weil aus Emerkin-
gen verzeichnet. 1748/49 benutzten die Juden
35mal das Siechentor. elfmal das Obertor. nur drei-
mal das Grabentor. Manchmal wurde auch der
Grund des Besuchs aufgezeichnet. Meistens woll-
ten die Juden auf den Markt, auch auf den Roß-
und Viehmarkt. Sie gaben an, zum Handeln zu
kommen, sie sagten, sie hätten was in der Stadt zu
tun, z. B. Felle einzukaufen, Tuch einzuhandeln
oder einen Consulenten aufzusuchen. 1732 wech-
selten zwei Juden bei der Stadtrechnerei die be-
kannten minderwertigen Monfortsehen Kreuzer.

Auch die Toraufsicht wurde damals verschärft.
Die Torwärter hatten den Juden ein gedrucktes
Zollzeichen für einen oder einen halben Tag aus-
zuhändigen und die Einhaltung der wirklichen
Aufenthaltszeit strenger zu kontrollieren. Bei Über-
schreitung der Zeit um eine Stunde hatte ein Jude
bereits 1 fl. Strafe zu zahlen, die je zur Hälfte an den
Torwart und an die Stadtkasse fiel, was die Auf-
merksamkeit der Torwärter sicherlich steigerte,
konnten sie doch auf diese Weise ihren spärlichen
Verdienst aufbessern. Über die Nacht wurde kein
Jude in der Stadt geduldet. Nur das Obertor und
das Spitaltor durften zum Passieren benutzt wer-
den. Die Abgabe der Zollzeichen an die Torwärter
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wurde genau registriert, damit sichergestellt war,
daß sie kein Torwärter aus Gefälligkeit oder Be-
stechlichkeit abgab und die Stadtkasse auf diese
Weise um die Einkünfte prellen konnte. Den Stadt-
knechten hatten die Juden auf Verlangen ihr Zoll-
zeichen vorzuzeigen, und fa1ls sie dies nicht konn-
ten, sofort 1 fl. Strafe zu zahlen, die wieder zur
Hälfte der öffentlichen Kasse und dem Polizisten
zufiel." Ein lückenloses Überwachungssystem im
Sinne absolutistischer Staatsführung wurde einge-
richtet. Viele Streitigkeiten zwischen Bürgern und
Rat erschütterten im 18. Jahrhundert die hoff-
nungslos verschuldete Reichsstadt und legten ein
beredtes Zeugnis von der Korruptheit ihrer
Führung ab. Der aus dem Mittelalter überlieferte
Freiheitsbegriff begann zu wanken. Mit der sich ab-
zeichnenden Einebnung der alten Gesellschafts-
strukturen wurde Freiheit zu einem unteilbaren
Individualrecht, nach welchem jedes Mitglied einer
Gesellschaft nur in dem Maße frei sein konnte, in
dem jeder andere frei war. Das Ende der aus dem
Mittelalter überkommenen Ständegesellschaft und
damit auch das Ende des Schutzjudentums kün-
digte sich an, wenn auch darüber noch mehr als
ein Menschenalter vergehen sollte.

Erst 1770/71 scheint der Zolleinzug wieder ver-
ändert worden zu sein. Pro Tag erhob die Stadt wie-
der 30 kr. pro Jude. Mit einzelnen Juden wurde ein
jährlicher Akkord getroffen. So bezahlte Raphael
Neuburger aus Buchau für sich und seinen Sohn
bis Georgii 1771 5 fl. und Benedikt Bernheim.
ebenfalls aus Buchau. für sich allein 2 fl. 30 kr.
Diese Jahrespauschale für einzelne jüdische Händ-
ler wurde 1777/78 auf 3 fl. erhöht. Es war die Zeit
der jüdischen Hoffaktoren. denen auf diese Weise
auch in Biberach gewisse Vorrechte eingeräumt
wurden. Seit 1782/83 finden sich jedoch wieder
pauschale Einnahmen von der Judenschaft zu
Buchau und Laupheim mit 30 fl. jährlich. 1784/85
mußte einem Buchauer Juden sogar einmal der
Betrag von einem halben Gulden, der von ihm
fälschlicherweise eingezogen worden war, zurück-
bezahlt werden. 1799/1800 zahlte jede Judenschaft
33 fl. Im Jahre 1803/04 hören die Einträge dann
ganz auf; nach dem Übergang der Reichsstadt an
Baden im Jahre 1802 fiel 1804 als erste Maßnahme
der diskriminierende Judenzoll.

Im 18. Jahrhundert war Biberach weit davon
entfernt, ein Hort aufgeklärten Denkens geworden
zu sein. Juden unterlagen nach wie vor auf Biber-
acher Territorium gewissen Beschränkungen. 1766
durften Juden in Biberach kein Geld wechseln.w
1771 waren die Spital untertanen BaIthasar Haga
und Michael Hunger von Burgrieden bei Isaac Ba-
ruch von Laupheim mit 797 fl. bzw .. 630 fl. ver-
schuldet. Isaac Baruch drohte an, sich vor auswär-
tigen Gerichten sein Recht zu verschaffen, was den
Rat veranlaßte, das bestehende Dekret über das
Verbot allen Handels der Spitaluntertanen mit Ju-
den zu verlesen. Beschlossen wurde, jedoch nichts,
da es "für bedenklich angesehen wurde, all jegli-
chen Handel und Wandel mit der Judenschaft zu
inhibieren.r'" Das war neu. Erst im Jahre 1800
wurde das Verbot wieder durchgesetzt, nach wel-
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chem Juden aller Handel "in hiesiger Stadt Hospi-
talgebiet bei Strafe der Confiscation der Waaren"
untersagt wurde.

Samuel Nathan Mayer, Isaak Abraham Levi und
Joseph Leopold aus Laupheim wandten sich dar-
aufhin an den Rat und erinnerten daran, daß die
Laupheimer Juden jährlich für 70000 bis 80000
Gulden Waren abkauften und es ihnen sehr
schwerfallen müsse, diese im hiesigen Gebiet abzu-
setzen, weshalb sie um die wiederzulessung der
Hausiererei im Hospitalgebiet baten. Die Antrag-
steller wurden auf die neuerliche Verordnung ge-
gen die Hausiererei verwiesen, der Handel mit Pfer-
den und Hornvieh sei davon jedoch ausgenom-
men.>' Daraufhin beantragte die Laupheimer Ju-
denschaft beim Laupheimer Obervogteiamt.
"dieses selbst für mehrere hiesige Handelsschaft
und Gewerbe treibende Bürger nicht vorteilhafte
Verbot" wieder aufzuheben. Der Rat beschloß, die
Beweggründe für dieses Verbot drucken zu lassen
und nach Laupheim zu übersenden. 52 Das Borten-
macherhandwerk beantragte 1801, dem sogenann-
ten Bendeljuden das Führen eines eigenen Markt-
standes bei Jahrmärkten nicht mehr zu gestatten.
Dazu sah sich der Magistrat nicht in der Lage, da die
Marktfreiheit nicht zu beschränken sei.v bennoch
wiederholte dieses Gewerbe seine Forderung 1802,
weil die Stände der Juden an Jahrmärkten sich oh-
nehin so nach und nach eingeschlichen hätten.>
Der Rat selbst verhandelte im Jahr 1801 über eine
Anleihe mit einem Juden Ephraim Jacob." 1804
verständigte das Stadtrichteramt den Magistrat,
daß der Rotgerbermeister Schöppler eine Obliga-
tion von 800 fl. gegenüber dem Juden Gabriel
Hirsch aus Laupheim nicht bezahlen könne und die
Gefahr der Versteigerung seines Besitzes bestehe.
Kurz darauf hatte der Magistrat eine Klage des Rot-
gerberhandwerks gegen diesen Juden wegen einer
neugegerbten Haut zu behandeln." 1806 kam es
zur Versteigerung des Schöpplerschen Hauses in
der Schwanenstraße 2 an Gabriel Hirsch aus Laup-
heim. Der Verkauf wurde mit der Einschränkung
bestätigt, daß dadurch dem Juden weder Bürger-
noch Wohnrecht eingeräumt werde.v

Mit dem Gedankengut der Französischen Revo-
lution begann sich auch die Idee von der Gleichbe-
rechtigung der Juden als Staatsbürger im süddeut-
schen Raum durchzusetzen. Als erstes fiel 1804 der
Judenzoll. Eine neue Rechtsgrundlage ergab sich
dann mit dem Übergang Biberachs an Württem-
berg im Jahre 1806, das nach jahrhundertelanger
Judenfeindlichkeit durch die Einverleibung der
oberschwäbischen Adelsherrschaften zum Schutz-
herrn vieler Landjudengemeinden geworden war.
Nun stellte der nunmehr württembergische
Schutzjude Hirsch an das Königliche Oberamt den
Antrag, ihm in seinem Haus während der Hälfte
des Jahres das Wohnrecht einzuräumen und die
Betreibung eines Eisenhandels zu gestatten.

Dieses erkundigte sich beim Magistrat, ob den
Ansuchen des Juden etwas entgegenstehe, worauf
der Rat erwiderte, man habe es für nötig gefunden,
mit den bei den Eisenhändlern Köhle und Lieb dar-
über zu sprechen. Diese hätten eine begründete



Vorstellung dagegen, mit welcher der Magistrat
ganz einverstanden sei. Daraufhin bat ein Michael
Hirsch von Laupheirn. wohl ein Verwandter des
Gabriel Hirsch, um die Zulassung eines Eisenhan-
dels in seinem Biberacher Wohnhaus und um den
Faktortitel zum ausschließlichen Eisenhandel in 45
Orten. Der Magistrat drängte das Oberamt. dem
nicht zuzustimmen, da solches zum offenbaren
Schaden der königlichen Untertanen und der hiesi-
gen Eisenhändler Plächer, Köhle, Lieb und Thier-
mann gereiche und die Gestattung eines solchen
Monopols überhaupt hiesigen Grundsätzen ganz
zuwiderlaufen würde. Nun zeigte der Stiftungspfle-
ger Heider an, die Kanzlei habe eine Obligation
über 400 fl. ausgefertigt, die Hirsch als Käufer des
Schöpplerschen Hauses zur Pfarrpflege schuldig sei,
und die dieser verloren habe. Der Magistrat be-
schloß, das Kapital sofort zu kündigen. Auf Wei-
sung des Oberamts war Hirsch zu eröffnen, daß er
sein Haus bewohnen und einen Handel treiben
könne, er müsse aber die Erteilung des Schutzes in
Biberach beantragen. 58

Die Schutzaufnahme erfolgte am 3. Oktober
1809. 1810 erbat das Kameralamt Auskunft, ob
Michael Hirsch die Schutzgelder entrichtet habe.
Der Magistrat antwortete, offiziell sei ihm über eine
Schutzaufnahme des Michael Hirsch nichts be-
kannt, da der vorige Oberamtmann darüber nichts
mitgeteilt habe. Er wisse nicht, welche Zahlungen
dem Juden auferlegt worden seien, er zahle selbst-
verständlich die gewöhnlichen Abgaben und Steu-
ern aus Haus und Gewerbe. Der Magistrat vertrat
die Ansicht, daß der Jude um so mehr der Stadt be-
zahlen müsse, als dieser alle Rechte eines Bürgers
genieße und durch seine Schutzaufnahme hiesigen
Bürgern Schaden entstanden sei. Er bat um die Er-
hebung eines Rekognitionsgeldes und Verscho-
nung vor weiteren Judenaufnahmen.>? Michael
Hirsch, der in Biberach als Eisenjud bekannt war,
und die Gabriel Hirschsehe Pflegschaft verkauften
schließlich 1830 ihr Haus an den Schlosser Johann
Christoph Werner. So war nach über zweihundert
Jahren wieder ein Jude nach vielen Schwierigkei-
ten für einige Zeit in der Stadt aufgenommen wor-
den. Er sollte nicht der einzige bleiben. Die Zentren
jüdischen Lebens in Oberschwaben blieben jedoch
die Gemeinden Buchau und Laupheim. Wieder
kündigte sich eine neue Zeit an, deren Vorstellung
von Freiheit, der Forderung nach Gewerbefreiheit
und politischer Mitbestimmung der Bürger im Zei-
chen des Liberalismus, das kommende Jahrhundert
bestimmen, neuen Wohlstand versprechen, aber
auch neue Probleme mit sich bringen sollte.
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